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Mr. 13824.) Verordnung über Verleihung des Ausbaurechts an die Stadt Inſterburg zum Ausbau 

. der Angerapp und ihrer Ufer. Vom 27. Dezember 1932. 

Der Stadt Inſterburg wird hierdurch auf Grund des § 155 Abſ. 2 des Preußiſchen Waſſer⸗ 
geſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) das Recht verliehen, die Angerapp und ihre Ufer 
innerhalb der Gemarkungsgrenzen Inſterburg, Kamswyken und Angerlinde zwiſchen den 
Stationen 0 (Anlieger G. Ewert, Kamswyken) und 21 + 20 (Eiſenbahnbrücke) auszubauen. 


Berlin, den 27. Dezember 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Der Miniſterpräſident. Domänen und Forſten. 
Der Kommiſſar des Reichs. N Der Kommiſſar des Reichs. 


Bracht. f 8 Freiherr von Braun. 


(Mr. 13825.) Verordnung zur Verbilligung der Verwaltung in der Stadtgemeinde Berlin. Vom 
23. Januar 1933. 3 
Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) und vom 6. Ottober 1931, Dritter Teil Kapitel III § 2 (Reichsgeſetzbl. I S. 537) wird 
verordnet: 


8 1. 

() Durch Ortsſatzung iſt die Zahl der Mitglieder der Bezirksämter in den Verwaltungs- 
bezirken herabzuſetzen ſowie das Verhältnis der Zahl der beſoldeten Mitglieder zu derjenigen 
der unbeſoldeten Mitglieder der Bezirksämter neu zu regeln. Die Ortsſatzung bedarf der Ge⸗ 
nehmigung des Oberpräſidenten. 2, 

(2) Kommen übereinſtimmende Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung und des 
Magiſtrats der Stadt Berlin über die Ortsſatzung binnen drei Monaten nach Inkrafttreten dieſer 
Verordnung nicht zuſtande, ſo liegt die Beſchlußfaſſung über die Ortsſatzung dem Magiſtrate der 
Stadt Berlin ob. Kommt eine Beſchlußfaſſung des Magiſtrats binnen ſechs Wochen nicht zuſtande, 
ſo hat der Oberbürgermeiſter den nach Abſ. 1 erforderlichen Beſchluß binnen zwei Wochen zu faſſen. 

(3) Die Abſ. 1 und 6 des 8 23 des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde 
Berlin vom 27. April 1920 (Geſetzſamml. S. 123) ſind inſoweit nicht anwendbar. 


82 
(1) Bis zum Inkrafttreten der Ortsſatzung dürfen freie und freiwerdende Stellen von 
Bezirksbürgermeiſtern, beſoldeten und unbeſoldeten Mitgliedern der Bezirksämter nicht beſetzt 
werden. 


(Bierzebnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 9. Februar 1933.) 3 
Geſetzſammlung 1933. (Nr. 13824 — 13 825.) ; 


Per. Grunau, fol ten- str. 429/73 


R 30 


8 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 3, ausgegeben am 26. 1. 33. 


83. 
Die Vorſchriften der Verordnung über die Aufſtellung von Stellenplänen in Gemeinden und 
Gemeindeverbänden vom 2. November 1932 (Geſetzſamml. S. 347) bleiben unberührt. 


ng 
(1) Zur Veränderung der Grenzen bon Verwaltungsbezirken bedarf es der Zuſtimmung 
der beteiligten Bezirksverſammlungen nicht, ſoweit es ſich nur um Grenzberichtigungen handelt. 
(2) 8 14 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 
27. April 1920 (Geſetzſamml. S. 123) findet inſoweit keine Anwendung. 


8 5. 
Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, die erforderlichen Durchführungs⸗ und Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 
8 6. 


Die Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 23. Januar 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Schleicher. Bracht. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) iſt bekanntgemacht: 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. November 1932 


über die Genehmigung einer Anderung der Landſchaftsordnung der Pommerſchen 
Landſchaft 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 51 S. 327, ausgegeben am 17. Dezember 1932. 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 
Jahrgang 1932 } 

liegt vor. Für die Jahrgänge 1920 — 1931 ſind noch Meftbeftände der Einbanddecke vorhanden. 

Bezug durch den Buchhandel oder direkt vom Verlag. 


Breis 1,35 Non zuzüglich der Berfandipefen. 


Von den Jahrgängen 1920—1932 hält der Verlag in die amtlich genehmigte Einbanddecke gebundene 
Stücke vorrätig. 
Von den Hauptſachverzeichniſſen 1884/1913 und 1914/1925 find noch Beſtände vorhanden, 
die zu dem ermäßigten Preiſe von 1,— bezw. 2, — Hel netto verkauft werden. 
Bezug nur direkt vom Verlag. 


Berlin W. 9 N. von Deder’s Verlag, G. Schend 
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